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 SPRUCH des Monats  
 
Erfahrungen vererben sich nicht - jeder muss sie allein machen. 
Kurt Tucholsky; 1890 - 1935, deutscher Journalist und Schriftsteller 
 

 
 
Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
 

Entgeltumwandlung - Kündigung einer Direkt-

versicherung im bestehenden Arbeitsverhältnis 
  

In einem am 26.4.2018 vom Bundesarbeitsgericht (BAG) entschiedenen Fall schloss 

ein Arbeitnehmer mit seinem Arbeitgeber 2001 eine Entgeltumwandlungsvereinba-

rung. Danach war der Arbeitgeber verpflichtet, jährlich ca. 1.000 € in eine zuguns-

ten des Arbeitnehmers bestehende Direktversicherung, deren Versicherungsnehmer 

der Arbeitgeber ist, einzuzahlen. Die Versicherung, die vom Arbeitgeber durch weite-

re Beiträge gefördert wird, ruht seit 2009. Da sich der Arbeitnehmer nach seiner 

Auffassung in einer finanziellen Notlage befand, verlangte er vom Arbeitgeber die 

Kündigung des Versicherungsvertrags. 

 

Der bloße Geldbedarf eines Arbeitnehmers, für den der Arbeitgeber eine Direktversi-

cherung zur Durchführung der betrieblichen Altersversorgung im Wege der Entgelt-

umwandlung abgeschlossen hat, begründet für sich genommen keinen Anspruch 

gegen den Arbeitgeber, den Versicherungsvertrag gegenüber der Versicherungsge-

sellschaft zu kündigen, damit der Arbeitnehmer den Rückkaufswert erhält. 

 

Der BAG führte in seiner Begründung aus, dass der Arbeitnehmer kein schutzwürdi-

ges Interesse an der begehrten Kündigung hat. Die im Betriebsrentengesetz gere-

gelte Entgeltumwandlung dient dazu, den Lebensstandard des Arbeitnehmers im 

Alter zumindest teilweise abzusichern. Mit dieser Zwecksetzung wäre es nicht ver-

einbar, wenn der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber verlangen könnte, die Direktversi-

cherung lediglich deshalb zu kündigen, um dem versicherten Arbeitnehmer die Mög-

lichkeit zu verschaffen, das für den Versorgungsfall bereits angesparte Kapital für 

den Ausgleich von Schulden zu verwenden. 

 



 
Familienrecht 
 

Ausbildungsunterhalt 
  

Kinder haben gegen ihre Eltern einen Anspruch auf Unterhalt. Hierzu gehören auch 

die Kosten einer angemessenen Vorbildung zu einem Beruf. Wenn das BAföG-Amt in 

Vorschuss geht, kann es sich das Geld später von den Eltern wiederholen. 

 

Die Eltern schulden einem Kind die Finanzierung einer Ausbildung, die den Fähigkei-

ten, dem Leistungswillen und den Neigungen des Kindes am besten entspricht und 

sich in den Grenzen der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Eltern hält. Wenn 

sich ein Kind in engem zeitlichen Zusammenhang nach einer Ausbildung zu einem 

Studium entschließt, ist auch die Finanzierung des Studiums geschuldet. Vorausset-

zung ist allerdings, dass sich Ausbildung und Studium inhaltlich sinnvoll ergänzen. 

 

 
Sonstiges 
 

Public Viewing zur Fußball-Weltmeisterschaft 

2018 
  

Für die Zeit der Fußball-Weltmeisterschaft 2018 in Russland hat das Bundeskabinett 

eine Verordnung beschlossen, die ermöglicht, ausnahmsweise den nächtlichen 

Lärmschutz zu lockern. Damit wird der Spielraum der Kommunen erweitert, Public 

Viewing auch für die Spiele zuzulassen, die erst nach 20 Uhr angepfiffen werden. 

Die Verordnung tritt am Tag nach der Verkündigung im Bundesgesetzblatt in Kraft 

und wird bis zum 31.7.2018 gelten. 

 

Im konkreten Fall entscheiden die Kommunen über die Genehmigung. Es gilt jedoch 

zu beachten, dass die Verordnung nur öffentliche Veranstaltungen erfasst. 

 

Anmerkung: Verläuft das "Public Viewing" im Rahmen einer privaten Veranstaltung 

(z. B. auf der Terrasse), gelten die Immissionsschutzvorschriften der Länder. 

 


